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Vorwort 

Die Idee zu dieser Arbeit entstand während meiner Tätigkeit als Assistent 
der Leiter der Personal- und Rechtsabteilung eines großen Unternehmens im 
Hamburger Hafen. Für die Hafenwirtschaft ist die Frage nach den Kompeten-
zen der Gemeinschaft in bezug auf die Seehäfen angesichts des verstärkten 
seehafenpolitischen Engagements der Gemeinschaft von großer Bedeutung. 
Hierauf ist der insgesamt praxisorientierte Ansatz meiner Untersuchung zu-
rückzuführen. 

Die Arbeit wurde im Wintersemester 1996/97 vom Fachbereich Rechtswis-
senschaft I der Universität Harnburg als Dissertation angenommen. Für die 
Drucklegung wurden insbesondere die Neuerungen im Zusammenhang mit den 
Leitlinien filr die transeuropäischen Verkehrsnetze eingearbeitet. 

Meinem Doktorvater, Herrn Prof. Dr. Rainer Lagoni, danke ich filr seine 
wertvollen Anregungen und seine stetige Gesprächsbereitschaft. Herrn Prof. 
Dr. Meinhard Hilf möchte ich fiir die zügige Erstattung des Zweitgutachtens 
danken. Diesen Herren und den übrigen Herausgebern der "Hamburger Studien 
zum Europäischen und Internationalen Recht" danke ich filr die Aufnahme 
meiner Arbeit in die Reihe. 

Ganz besonderer Dank gebührt meiner Cousine, Frau Dörte Behrmann, filr 
die Unterstiltzung bei der Erstellung der Druckvorlage. 

Danken möchte ich auch meinen ehemaligen Vorgesetzten und Kollegen 
von der Gerd Buss (AG & Co.), deren Unterstützung und Hilfsbereitschaft fiir 
das Gelingen dieser Arbeit von großer Bedeutung war. 

Hamburg, im Frühjahr 1997 Tonio Lechner 
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Einleitung 

"Für eine spezielle EU-Seehafenpolitik gibt es weder ein Mandat der EG-
Kommission noch ist irgendeine Notwendigkeit zu erkennen, dieses zu än-
dern." 1 Sätze wie diesen hört man aus Kreisen der Hafenwirtschaft immer 
wieder. Dahinter verbirgt sich die Befiirchtung, die Gemeinschaft könnte versu-
chen, den Wettbewerb zwischen den europäischen Seehäfen einer zentralisti-
schen Koordinationspolitik zu unterwerfen. 

Tatsächlich hat das Europäische Parlament wiederholt die Einftlhrung einer 
gemeinsamen "Seehafenverkehrspolitik"2 bzw. "Seehafenpolitik"3 gefordert.4 In 
den insgesamt fiinf Berichten5 des Verkehrsausschusses des Europäischen Par-
lamentes zu diesem Thema stand regelmäßig die Verwirklichung eines freien 
und lauteren Wettbewerbs zwischen den Häfen im Zentrum der Überlegungen. 
Das Europäische Parlament hält zur Erreichung dieses Zieles insbesondere die 
Herstellung wettbewerbskonformer Strukturen innerhalb der Seehäfen fiir not-
wendig. Daneben müsse die Gemeinschaft fmanzielle Unterstützungsmaßnah-
men in den Fällen vorsehen, wo ein Hafen wegen schwerwiegender Defizite der 
betreffenden Region nicht die gesamte Finanzlast einer erforderlichen Moder-
nisierung tragen kann. Schließlich müßten die nationalen Verkehrsmarktord-
nungen einander angeglichen und einheitliche Arbeits- und Umweltschutzver-
hältnisse in den Seehäfen geschaffen werden. 6 

1 Vgl. bei Merl, Hamburger Wirtschaft 7/94, S. 16 f. 
2 Europäisches Parlament, Entschließung vom Dezember 1967 (Bericht Seifriz) 

ABI. 1967, Nr. 307, S. 12. 
3 Europäisches Parlament: Entschließung vom April 1972 (Bericht Seefeld), ABI. 

1972, Nr. C 46, S. 4; Entschließung zum Carossino-Bericht von 1982 (s.u. Fn. 5); Ent-
schließung zum Carossino-Bericht von 1988 (s.u. Fn. 5). 

4 Zu den Begriffen der "Seehafenverkehrspolitik" und "Seehafenpolitik" s. Kapteyn, 
Europa sucht eine gemeinsame Verkehrspolitik, S. 127 ff. 

5 Europäisches Parlament: Bericht Kapteyn 1961, Sitzungsdokumente 1961-1962, 
Dok. 106/61 , S. 26; Bericht Seifriz 1967, Sitzungsdokumente 1967-1968, Dok. 140/67; 
Bericht Seefeld 1972, Sitzungsdokumente 1972-1973, Dok. 10/72; Bericht Carossino 
1982, Sitzungsdokumente 1982-1983, Dok. 1-844/82; Bericht Carossino 1988, Sit-
zungsdokumente 1988-1989, Dok. 2-215/88. 

6 V gl. insbesondere Entschließung des Europäischen Parlamentes zum Carossino-
Bericht von 1988, (s.o. Fn. 5). Einen Überblick über die Entschließungen des Europäi-
schen Parlamentes zur EU-Seehafenpolitik bietet Giari, European Community Seaport 
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Bereits 1962 hat Jürgen Erdmenger7 in seiner bahnbrechenden Untersuchung 
die These aufgestellt, daß kaum Elemente einer gemeinschaftlichen Seehafen-
politik vorstellbar seien, filr die nicht schon auf der Grundlage der bestehenden 
Vertragsvorschriften eine Handhabe geboten wäre. Rechtsakte zur Ausgestal-
tung einer solchen Politik könnten insbesondere auf die Vertragsbestimmungen 
über den Wettbewerbsschutz und die Regelungen über die Binnenverkehrs- und 
Seeschiffahrtspolitik gestützt werden. 8 

Über dreißig Jahre nachdem die Frage nach der Einordnung der Seehäfen in 
das europäische Vertragswerk erstmals gestellt worden ist, soll Erdmengers 
These in der folgenden Untersuchung vor dem Hintergrund der seitdem erfolg-
ten Weiterentwicklung des Gemeinschaftsrechts wieder aufgegriffen und the-
matisiert werden. Die Forderungen des Europäischen Parlamentes sollen dabei 
zum Anlaß genommen werden, einen Überblick über die Kompetenzen und die 
Politik der Gemeinschaft in bezug auf die Seehäfen zu geben. 

Policy: Competition or Cooperation?, Marine Affairs Journal 1982, S. I ff. Zu den 
Anforderungen an eine gemeinsame Seehafenpolitik vgl. bereits 0/dewage, Die Nord-
seehäfen im EWG-Raum, S. !50 ff. 

7 Erdmenger war später viele Jahre Direktor bei der Generaldirektion VII (Verkehr) 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften. 

8 Erdmenger, Die Anwendung des EWG-Vertrages auf die Seeschiffahrt und Luft-
fahrt, s. 142 f. 



1. Kapitel 
Vorüberlegungen zur Einordnung der Seehäfen 

in das europäische V ertragswerk 

I. Ausgangslage 

Die Seehäfen finden im EG-Vertrag keine ausdrückliche Erwähnung. Von 
der Arbeitsgruppe Seehäfen, die von der Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften eingesetzt wurde und deren spezifische Aufgabe hauptsächlich 
darin bestand, eine Untersuchung (fact fmding) über die institutionelle und 
administrative Struktur der Häfen durchzufiihren, wurde der Begriff "Seehafen" 
folgendermaßen definiert: "Seehafen" ist "ein Gebiet von Land- und Wasserflä-
chen, wo Einrichtungen und Anlagen vorhanden sind, die vor allem die Abferti-
gung von Seeschiffen, ihre Be- und Entladung, die Lagerung von Gütern sowie 
die Zu- und Abfuhr dieser Güter durch Verkehrsmittel des Binnenverkehrs 
ermöglichen, und wo auch andere Tätigkeiten von Unternehmen ausgeübt wer-
den können, die mit dem Seetransport im Zusammenhang stehen."1 

In dieser Seehafen-Defmition2 werden als die beiden wesentlichen einander 
ergänzenden Merkmale eines Seehafens genannt: Einrichtungen und Anlagen 
auf der einen und Unternehmenstätigkeiten, die mit dem Seetransport im Zu-
sammenhang stehen, auf der anderen Seite. 

Die Autoren, die sich als erste mit der Frage nach der Anwendbarkeit des Ge-
meinschaftsrechts auf Seehäfen beschäftigt haben, unterschieden in diesem Sinne 
zwischen Maßnahmen in bezug auf die Hafenanlagen und Hafeneinrichtungen -
im folgenden wird zusammenfassend nur noch der Begriff "Hafenanlagen" ge-
braucht - und solchen in bezug auf die Unternehmen, die in einem Seehafen ange-
siedelt sind und deren Tätigkeit mit dem Seetransport im Zusammenhang stehf -
diese werden im folgenden als "Hafendienstleistungsunternehmen" bezeichnet. 

1 Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Fact-Finding-Bericht der Ar-
beitsgruppe Seehäfen 1986, S. 5. 

2 Zum "Hafen" als Rechtsbegriff vgl. Lagoni, Hafenrecht, S. 599 ff., 610 f. Zum 
Hafen als öffentlicher Sache vgl. insb. Petersen, Deutsches Küstenrecht, S. 259 ff. 

3 Vgl. Stabenow, Die Seehäfen, S. 63, 73 ff.; ders. in GBT-Stabenow, 2. Aufl., Art. 84 
Anm. V und VI; Ipsen, EWG über See, S. 167, 204; Erdmenger, S. 39 ff. und 137 ff. 

2 Lechner 
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